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Einleitung



Einleitung

"[Das Alkoholmonopol] darf auch zu fiskalischen
Zwecken genutzt werden. […] Dies bringt den Staat in
einen gewissen Zielkonflikt. Dieser mag weniger
ausgeprägt sein als im Bereich des Glückspiels, wo der
Bund selbst am Wirtschaftsprozess teilnimmt. Trotzdem
ist nicht zu übersehen, dass die Regelung von Alkohol
an einer heiklen Schnittstelle von Gesundheits-, Fiskal-,
Landwirtschafts-, Aussenwirtschaftspolitik etc. steht. Das
Verhältnis der Verfassung – und nicht nur der Ver-
fassung – zum Alkohol ist ambivalent."

FELIX UHLMANN, Art. 105, in: Waldmann Bernhard/ Belser Eva 
Maria / Epiney Astrid (Hrsg.), Basler Kommentar zur 
Bundesverfassung (BSK BV), Basel 2015, S. 1650 ff. Rz. 8
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1. Ziele der Geldspielregelung in der Bundesverfassung



Welche Interessen? Fiskalische Interessen der Kantone?
Oder Casinos als Wirtschaftsfaktor (Standortattraktivität)?
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1. Ziele der Geldspielregelung in der Bundesverfassung

Die Reinerträge als notwendiger – fast lästiger – Nebenzweck?



2. Ziele der Geldspielregelung auf Gesetzesstufe



Die Erträge sind kein (Selbst-)Zweck – nur deren korrekte Verwendung?
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3. Ziele der Geldspielregelung in der Praxis

In der Praxis stellen finanzielle Interessen der Gemeinwesen
tendenziell ein gleichwertiges Ziel dar.



4. Rechtliche Beurteilung und Folgerungen

a) Unklare Gewichtung in Rechtsstreitigkeiten

"Die Auffassung des Regierungsrats, sozialpolitische
Gründe sprächen gegen die nachgesuchte Bewilligung, ist
daher schwer nachvollziehbar. Seine Haltung erscheint
überdies als ausgesprochen widersprüchlich. Wäre ihm an
einer Einschränkung des Lotteriespiels gelegen, so müsste
sich dies auch in einer restriktiven Praxis der Bewilligung
der von der Beschwerdegegnerin angebotenen neuen
Spielformen niederschlagen. Indessen ist nicht erkennbar,
dass der Regierungsrat diesbezüglich irgendwelche
Anstrengungen unternehmen würde."

Verwaltungsgericht Zürich, Urteil VB.2002.00038 vom 14. November 
2002, E. 4b, aufgehoben durch das Bundesgericht, Urteil 
2A.32/2003 vom 4. August 2003



4. Rechtliche Beurteilung und Folgerungen

b) Auslegung

"Der Sinn des hier anwendbaren [Bestimmung] ist durch
Auslegung zu ermitteln. Das Gesetz muss in erster Linie
aus sich selbst heraus, das heisst nach Wortlaut, Sinn und
Zweck und den ihm zugrunde liegenden Wertungen auf
der Basis einer teleologischen Verständnismethode
ausgelegt werden."

BGE 133 III 273 ff., 277 E. 3.2 



4. Rechtliche Beurteilung und Folgerungen

c) Behördenpraxis (Vergabe)



4. Rechtliche Beurteilung und Folgerungen

d) Fazit

Zielkonflikte auf Stufe der Verfassung und des Gesetzes
sind an sich kein Problem und teilweise unvermeidbar.
Sie müssen aber möglichst offen angesprochen (welche
Interessen?) und transparent geklärt werden
(Gleichrangigkeit oder Hierarchie?). Wird dies unter-
lassen, entstehen Unsicherheiten über Bedeutung und
Gewichtung der Ziele, für die Auslegung einzelner
Bestimmungen und für die Anwendung in der Praxis.

Umgang mit Zielkonflikten


